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Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Sondermülldeponie Schönberg/DDR - Beendigung von Abfallexporten 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Btindestag fordert die Bundesregiening auf, 
sofort alle notwendigen Schritte zu unternehmen, um den wei- 
teren Transport von Abfällen, insbesondere Sonderabfällen, 
auf die Sondermülldeponie Schönberg/DDR zu unterbinden. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
einen Gesetzentwurf zur NoveUierung des Abfallbeseitigtmgs- 
gesetzes (AbfG) vorzulegen mit dem Ziel, Abfall- imd insbe- 
sondere Sonderabfallexporte aus der Bxmdesrepubhk Deutsch- 
land in andere Länder zu imterbinden. 

Der Novellierungsentwurf soll insbesondere folgendes ent- 
halten: 

a) In § 2 Abs. 1 Satz 1 AbfG wird folgender Passus gestrichen: 

soweit § 13 nichts anderes zuläßt", 

b) § 13 Abs. 1 Nr. 4 wird ersatzlos gestrichen, 

c) § 13 Abs. 1 Nr. 5 wird neu formiüiert: statt des Bezugs auf 
Nummer 4 Buchstaben b imd c werden diese im Text aus- 
formuhert, 

d) § 13 Abs. 2 wird ersatzlos gestrichen; die Absätze 3, 4 imd 5 
werden zu Absätzen 2, 3 imd 4. 

3. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, umgehend eine 
Rechtsverordnimg nach § 2 Abs. 3 AbfG zu erlassen, die unter 
anderem beinhaltet: 

Altöle, Rückstände aus metallurgischen Prozessen, Gips mit 
produktionsspezifischen oder sonstigen Beimengungen 
(Rauchgasgpips), kontaminierte Aushubmassen. 

4. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, eine Änderung des 
Bimdes-Imnüssionsschutzgesetzes im Deutschen Bundestag 
einzubringen, die die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 BImSchG 
auch auf Altanlagen ausdehnt. 

5. Die Bundesregierung wird aufgefordert, alle Dioxin- und 
Furan-relevanten Produktionslinien zu verbieten. 
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6, Die Bundesregierung wird atifgefordert, sich auf EG-Ebene für 
ein Verbot von Import und Export von Giftmüll innerhalb und 
außerhalb der EG sowie für ein Verbot jeglicher Abfallbeseiti- 
gimg auf Hoher See einzusetzen. 

Bonn, den 11. April 1986 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 

Begründung 

Die 3. Novelle AbfG, die den Sondermülltourismus entscheidend 
eindämmen sollte, hat sich - wenige Monate nach ihrem Inkraft- 
treten “ als nicht geeignet erwiesen, und dies in mehrfacher 
Hinsicht: 

1. Die anfallenden Mengen gefährlicher Sonderabfälle sind nicht 
zurückgegangen, sie sind im Gegenteü sogar noch gestiegen. 

2. Das toxische Potential der anfallenden Sonderabfälle wurde 
nicht vermindert, auch hier muß mit einer steigenden Tendenz 
gerechnet werden. 

3. Die exportierten Mengen gefährlicher Sonderabfälle sind seit 
Inkrafttreten der 3. Novelle nicht weniger geworden, sie haben 
im Gegenteil sogar noch zugenommen. Allein für Sondermüll- 
exporte in die DDR (Sondermülldeponie Schönberg) rechnet 
die Bundesregierung mit einer Zunahme der Müllmenge für 
das erste Halbjahr 1985 von rd. 25% gegenüber dem Ver- 
gleichszeitraum 1984 (Drucksache 10/2725, S. 2, Antwort Frage 
8 ). 

Gerade letzteres verwimdert nicht, hat doch die 3. Novelle AbfG 
explizit ein Schlupfloch für Sondermüllexport in die DDR offen- 
gelassen (Drucksache 10/849, S. 10, rechte Spalte, Absatz 3). 

Die 4. Novelle AbfG führt zwar die Vermeidung, Verminderung 
und Verwertxmg von Abfällen im Text auf, beschränkt diese 
Vorschriften aber auf den Bereich schadstoffhaltige Produkte, 
Verpackungen und Behältnisse; der industrielle Bereich bleibt 
hiervon unberührt, der hierfür geltende § 5 Abs. 3 Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetz güt nicht für Altanlagen; von einer entspre- 
chenden Verordnungsermächtigung (§ 2 Abs. 3 AbfG), um als 
Wirtschaftsgut deklarierte Sonderabfälle dennoch den Regelun- 
gen des AbfG zu unterstellen, hat der Bimdesinnenminister bis- 
lang keinen Gebrauch gemacht. 

Die bestehenden gesetzlichen KontroUvorschriften erweisen sich 
in der Praxis als vollkommen unzureichend; die weiterhin zuläs- 
sige Vermischung und Verdünnung von Abfällen ermöglicht 
Manipulationen bei der Verschiebung von Giftmüll, deren öko- 
logische und auch ökonomische Folgen (Altlasten der Zukunft) 
fatal sein können. 

Aus diesem Grund sind neben den aufgezeigten parlamentari- 
schen Sofortmaßnahmen weitere Schritte einzuleiten, die zukünf- 
tig das Aufkommen von Sondermüll reduzieren, besonders pro- 


2 




Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5311 


blematische Produktionslinien verbieten, besonders problema- 
tische Beseitigungsverfahren (Hohe See-Beseitigung imd -Ver- 
brennimg) stoppen imd die das Sonderabfallproblem an der 
Quelle lösen: beim Verursacher, beim Produzenten: hier, vor 
allem in der chemischen Industrie, muß eine Umstellimg der 
Produktion auf umweltverträgliche Produkte imd emissions-, vor 
allem abfallarme Technologien initiiert werden. 

Zu den einzelnen Anträgen 
Zu 1. 

Gegen den Betrieb der Sondermülldeponie Schönberg/DDR hat 
die oberste Fachbehörde des Bundesinnenministers, das Umwelt- 
bimdesamt in Berlin, schwere Bedenken erhoben. Eine Gefähr- 
dimg der Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland, vor 
allem im Raum Lübeck, ist nicht nur nicht auszuschließen, son- 
dern sogar zu besorgen. Daher ist eine weitere Eleschickung 
dieser Deponie nicht zu verantworten. Die Bimdesregierung hat 
dafür Sorge zu tragen, daß der im Grundgesetz verankerte Schutz 
der Gesrmdheit (Artikel 2 GG) auch für die Lübecker Bürger 
Bestand hat. 

Zu 2. 

Zu a) 

Der Grundsatz der Beseitigrmg von Sonderabfällen in dem Land, 
in dem sie anfallen, muß imeingeschränkt imd ausnahmslos gel- 
ten. Ausnahmegenehmigungen für den Export von Sonderab- 
fällen sind nicht zulässig. 

Zub) 

Da keine Genehmigungen für den Export mehr erteüt werden, 
sind entsprechende Vorschriften für die Modalitäten hinfällig und 
werden gestrichen. 

Zu c) 

Dieser Passus dient der Stimmigkeit und inneren Logik des Ge- 
setzestextes. 

Zud) 

Die Hohe See-Beseitigimg von Abfällen wird ebenfalls ersatzlos 
gestrichen, da sie nicht nur dem Grundsatz in § 2 Abs. 1 entgegen- 
steht, sondern zudem aus ökologischen Gründen abzulehnen ist. 

Zu 3. ^ 

Nach § 2 Abs. 3 AbfG ist der Bundesinnenminister ermächtigt, per 
Rechtsverordnung festzulegen, welche Stoffe, die keine Abfälle 
im Sinne des AbfG sind, dennoch unter die Bestimmungen des 
AbfG fallen, hier insbesondere imter die Anzeigepflicht und Über- 
wachung (§11 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 4 und 5) und imter die 
Genehmigungspflicht bei Export (§ 13 Abs. 1 Nr. 1,' 2, 4 Buch- 
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staben b und c, Nr. 5 sowie Abs. 3 bis 6, § 13 a) sowie unter die 
Pflicht zur Kennzeichnung der Fahrzeuge (§ 13 b). 

Obwohl die 3. Novelle AbfG seit 1. März 1985 in Kraft ist, hat 
Bundesinnenminister Dr. Zimmermann von seiner Ermächtigung 
noch keinen Gebrauch gemacht; die fließende Grenze zwischen 
Abfall und Wirtschaftsgut kann also nach wie vor zum Vorteil der 
Beseitiger und ziun Nachteil der Umwelt ausgelegt werden. 
Daher ist ein sofortiges Handeln dringend geboten, damit das 
Exportverbot für Abfälle auch in dieser Grauzone greift. 

In die Rechtsverordntmg nach § 2 Abs. 3 sind unter anderem 
aufzimehmen: 

Altöle, 

Rückstände aus metallurgischen Prozessen, 

Gips mit produktionsspezifischen oder sonstigen Beimengungen 

(Rauchgasgips), 

kontaminierte Aushubmassen. 

Aufgrund ihrer ökotoxikologischen Relevanz (Schadstoffgehalte) 
muß für diese genannten Stoffe der Stand der Technik sowohl bei 
der Verwertung wie bei der Beseitigung gefordert werden. Da die 
Deklaration (Abfall oder Wirtschaftsgut) derzeit Sache des Abfall- 
besitzers ist, wurde in der Vergangenheit je nach Problemlage 
imterschiedüch deklariert und „verwertet" bzw. „beseitigt": Z. B. 
wurden kontaminierte Aushubmassen (wie etwa hochkontami- 
nierter Schlick aus dem Hamburger Hafen) einmal als Wirtschafts- 
gut deklariert und unter Umgehung des AbfG zur „sturmflutsiche- 
ren Aufhöhung" auf Kulturböden verbracht, ein anderes Mal als 
Sondermüll deklariert und auf der SondermüUdeponie Schön- 
berg/DDR abgelagert. Ähnüch problematisch erwies sich in der 
Vergangenheit die Einstufung von Flugasche aus Müllverbren- 
nungsanlagen: wurde sie auf der einen Seite als SondermüU 
deponiert, wurde sie in anderen Fällen als Wirtschaftsgut dekla- 
riert und für den Bau von Lärmschutzwällen eingesetzt. 

Zu 4. 

Die Entstehung von Sonderabfällen muß bereits an der Quelle 
minimiert oder gänzUch unterbunden werden. Hier können 
bereits bei der Erteilimg der Betriebsgenehmigung strenge Auf- 
lagen in den Abfallbereich hinein erteüt werden (§ 5 Abs. 3 
BImSchG). Diese Regelungen gelten allerdings nicht für Altan- 
lagen, von denen in der BundesrepubUk Deutschland der weitaus 
größte Anteil an Sondermüll produziert wird. Um Menge und 
Gefährlichkeit der anfallenden Sonderabfälle drastisch zu redu- 
zieren, bedarf es einer Ausdehnung von § 5 Abs. 3 BImSchG auch 
auf Altanlagen. 

Zu 5. 

Als derzeit größtes ökotoxikologisches Problem erweisen sich 
Produktionsstätten bzw. -technologien, bei denen polychlorierte 
Dibenzo-p-dioxine (im weiteren „Dioxine") tmd polychlorierte 
Dibenzofvirane (im weiteren „Furane") anfallen; gleiches gilt für 
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die bromierten Dioxine und Furane. Hierbei handelt es sich ins- 
besondere um: 

2,4-D Produktion: BAYER und vergleichbare Anlagen der Firmen 
BASF, HOECHST, Riedel deHäen, 

Chloraniline: HOECHST. 

Die hierbei anfallenden Abfälle stellen die Abfallbeseitigung in 
der Bundesrepublik Deutschland vor nahezu unlösbare Probleme, 
wobei die anderen Emissionspfade (Wasser, Luft, Produkt) eben- 
falls umweltrelevant sind. 

Zu 6. 

Der Grundsatz, daß Abfälle dort beseitigt werden sollen, wo sie 
entstehen, sollte auch innerhalb der EG gelten. Zwar hat die EG 
mit ihrer Richtlinie über den grenzüberschreitenden Transport 
gefährlicher Abfälle innerhalb der EG erste Schritte gegen den 
Sonderabfalltourismus eingeleitet, die anstehende Ausweitung 
auf Nicht-Mitgliedstaaten bringt hier weitere Beschränkungen im 
freien Giftetausch. Dennoch reichen diese Vorgaben bei weitem 
nicht aus, um das Aufkommen und die Gefährlichkeit von Sonder- 
abfäUen in der EG in dem gebotenen Maße zu reduzieren oder 
zumindest der Verwertung zuzuführen. Der Wirtschafts- und 
Sozialausschuß der EG gibt an, daß zwischen 70 und 90 % aller 
produzierten Abfälle und Rückstände in der EG wiederverwertet 
werden könnten; dem steht gegenüber, daß heute 80 bis 90 % der 
Abfälle zerstört oder deponiert werden (EG-Dokument 1—109/84, 
S. 9). Daher sind Maßnahmen, die die Industrie zur Aufarbeitung 
der Abfälle oder besser noch zu ihrer Vermeidung zwingen, nicht 
nur ökologisch sinnvoll, sondern auch volkswirtschaftlich notwen- 
dig, da die ansonsten produzierten Altlasten der Zukunft in der 
Regel den finanziellen Rahmen von Kommimen, Gemeinden oder 
sogar ganzen Bundesländern sprengen. 

Zudem muß verhindert werden, daß die Industriestaaten ihren 
Giftmüll an devisenhungrige Entwicklungsländer liefern, die bil- 
lige Anlagen und niedrige Umweltstandards „bieten". Die Ver- 
antwortung für die Umwelt endet nicht an der Staatsgrenze, daher 
sind auch auf EG-Ebene und in anderen internationalen Gremien 
alle Schritte zu initiieren, die dieser Entwicklung Einhalt 
gebieten. 
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